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[bookmark: OLE_LINK1]Hallo zusammen
Ich grüsse euch aus dem Bundeshaus.
Während ihr in Basel seid, läuft in Bern die Sommersession.
Darum kann ich heute nicht physisch bei euch sein.
Vor knapp zwei Jahren haben wir die Inklusions-initiative eingereicht.
Damals ging es nicht einfach um einen neuen Verfassungsartikel.
Oder ein einzelnes Gesetz.
Es ging um die Frage,
warum Menschen mit Behinderungen in der Schweiz
noch immer nicht gleichberechtigt am gesellschaftlichen Leben teilhaben können.
Die Inklusions-initiative entstand deshalb aus einer einfachen Über-zeugung:
Gleich-stellung darf kein Ver-sprechen auf dem Papier bleiben.
Sie muss im Alltag spürbar werden. 
Die Frage ist heute deshalb nicht mehr,
ob sich etwas verändern muss.
Die Frage ist, wie weit wir bereit sind zu gehen.
Die Initiative war aber noch aus einem anderen Grund besonders.
Über Jahrzehnte wurde Behinderten-politik in der Schweiz
häufig für Menschen mit Behinderungen gemacht.
Mit der Inklusions-initiative haben Menschen mit Behinderungen begonnen,
die politische Agenda selbst mitzugestalten.

Tausende Menschen haben Unterschriften gesammelt.
Betroffene haben sich organisiert.
Verbände, Aktivist*innen sowie politische Vertreter*innen
haben gemeinsam Druck aufgebaut.
Und plötzlich wurde nicht mehr nur über Menschen mit Behinderungen gesprochen.
Sie wurden selbst zu politischen Akteuren*innen.
Als wir die Initiative eingereicht haben,
war uns deshalb eines klar:
Sie ist erst der Anfang.
Denn eine Initiative verändert noch kein Leben.
Verändert werden Leben erst dann,
wenn sich Gesetze, Institutionen und ge-sellschaftliche Strukturen verändern.
Dieser Pro-zess läuft heute.
Die Inklusions-initiative hat ihr erstes Ziel erreicht:
Sie hat das Thema auf die politische Agenda gebracht.
Ohne die Initiative gäbe es heute keinen Gegen-vorschlag
in Form eines Inklusions-gesetzes.
Parlament, Kantone und Expert*innen beschäftigen sich heute intensiv mit Fragen, 
die lange Zeit zu wenig Auf-merksamkeit erhalten haben:
Wie können Menschen mit Behinderungen selbstbestimmt wohnen?
Wie schaffen wir echte Teilhabe am Arbeits-markt?
Wie stärken wir Assistenz und Selbst-bestimmung?
Und wie gelingt der Schritt von einer fürsorgerischen Behinderten-politik
hin zur echten Inklusions-politik?
Gleichzeitig hat die Diskussion über den Gegen-vorschlag gezeigt:
Es bestehen unter-schiedliche Vor-stellungen,
was Inklusion eigentlich bedeutet.
Geht es darum, bestehende Strukturen punktuell zu verbessern?
Oder geht es darum, diese Strukturen grund-legend weiter-zu-entwickeln?
Das ist der Kern der politischen Debatte.
Die Initiative hat aber nicht nur eine politische Debatte ausgelöst.
Sie hat auch einen Perspektiven-wechsel angestossen.
Über Jahrzehnte wurde Behinderten-politik
vor allem als sozial-politische Frage behandelt.
Die Inklusions-initiative hat deutlich gemacht,
dass Inklusion ein Querschnitts-thema ist, kein Sozial-thema. 
Dieser Perspektiven-wechsel zeigt sich inzwischen auch im Parlament.
Erstmals in der Geschichte wird die Vorlage nicht mehr in der Sozial-kommission behandelt, 
sondern in der Gleichstellungs-kommission.
Das mag auf den ersten Blick wie ein organisatorisches Detail wirken.
Tatsächlich steht dahinter ein grund-legender Gedanke:
Menschen mit Behinderungen sind nicht
in erster Linie Empfänger*innen von Sozial-leistungen.
Sie sind Bürger*innen mit Rechten und Pflichten.
Und genau darum geht es beim Inklusions-gesetz.
Aus meiner Sicht darf ein Inklusions-gesetz nicht
einfach bestehende Ver-hältnisse etwas mo-dernisieren.
Es muss eine Richtung vorgeben.
Denn am fehlenden Problem-bewusstsein mangelt es heute kaum mehr.
Was fehlt,
sind Ver-bindlichkeiten, klare Zu-ständigkeiten und konkrete Schritte zur Um-setzung.
Zu häufig hängen die Chancen von Menschen mit Behinderungen noch davon ab,
in welchem Kanton sie leben,
welche Schule sie besuchen oder auf welche Institution sie treffen.
Deshalb ist die laufende parl-amentarische Beratung so wichtig.
Also - Wo stehen wir heute?
Seit der Botschaft des Bundes-rates im Februar
läuft die parl-amentarische Beratung des Inklusions-gesetzes.
Die zuständige Kommission des National-rates befindet sich in der Detail-beratung.
Im Herbst wird der Nationalrat über die Vorlage beraten,
danach folgt der Ständerat.
Anfang 2027 wird sich dessen Kommission vertieft mit dem Gesetz befassen.
In den kommenden Monaten wird darüber entschieden,
ob wir ein Inklusions-gesetz bekommen,
das seinen Namen auch wirklich verdient.
Die Beratungen werden zeigen,
ob das Gesetz die grossen Herausforderungen tatsächlich aufnimmt.
Ob es nicht nur das Wohnen,
sondern auch Bildung, Arbeit und ge-sellschaftliche Teilhabe berücksichtigt.
Ob es verbindliche Ver-pflichtungen schafft.
Ob es klare Ziele definiert.
Und ob es die Schweiz Schritt für Schritt näher an die
Umsetzung der Behinderten-rechts-konvention heranführt.
Für mich ist das nicht nur eine politische oder juristische Dis-kussion.
Es geht letztlich um die Frage,
welches Menschen-bild unsere Ge-sellschaft prägt.
Trauen wir Menschen mit Behinderungen zu,
ihr Leben selbst zu gestalten?
Trauen wir ihnen zu, Ver-antwortung zu übernehmen,
zu arbeiten, Familien zu gründen,
Politik zu machen und unsere Ge-sellschaft mit-zu-gestalten?
Oder halten wir an Strukturen fest,
die vor allem auf Be-treuung und Ver-waltung ausgerichtet sind?
Die gute Nachricht ist:
Vor wenigen Jahren mussten wir noch erklären,
warum Inklusion überhaupt notwendig ist.
Heute diskutieren wir darüber,
wie sie konkret umgesetzt werden soll.
Das zeigt, dass sich etwas bewegt hat.
Die Inklusions-initiative hat eine politische
und ge-sellschaftliche Bewegung ausgelöst,
die weit über eine einzelne Ab-stimmung oder ein einzelnes Gesetz hinausgeht.
Gleichzeitig haben die letzten Jahre aber auch etwas anderes gezeigt:
Inklusion ist nicht in erster Linie ein Wissens-problem.
Wir wissen längst, was zu tun wäre.
Die Hinder-nisse, Rechte und Ver-pflichtungen der Schweiz sind bekannt.
Es mangelt weder an Be-richten, Ex-pertisen oder Em-pfehlungen.
Woran es oft gemangelt hat,
ist der politische Wille, daraus konkrete Ver-änderungen abzuleiten.
Die Frage ist längst nicht mehr, was zu tun wäre.
Die Frage ist, ob wir bereit sind, es politisch durchzusetzen.
Denn politische Fragen lösen sich nicht dadurch,
dass man sie in ein anderes Gewand kleidet.
Die kommenden Be-ratungen werden zeigen,
wie weit wir gehen wollen.
Aber eines scheint mir bereits heute klar:
Die Frage der Inklusion ist in der Mitte der politischen De-batte angekommen.
Und dort wird sie auch bleiben.
Jetzt liegt es an uns allen,
dafür zu sorgen,
dass daraus mehr wird als eine De-batte.
Nämlich konkrete Fortschritte für die Gleich-stellung,
die Selbst-bestimmung und die Teil-habe von Menschen mit Behinderungen.
Ich zähle auf euch.
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